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Fonds  zur  Förderung  der  Menschenrechte  in Gemeinden  und  Regionen,  Graz

Bericht  über  die Rechnungsprtjfung  zum  31.  12.2023

Bericht  über  die  Rechnungsprüfung

Bericht  über  die  Rechnungsprüfung

An die  Mitglieder  des Vorstandes  des

Fonds  zur  Förderung  der Menschenrechte  in Gemeinden  und Regionen
Graz

Wir  haben  die Rechnungsprüfung  des Fonds  zur  Förderung  der  Menschenrechte  in Gemein-

den und Regionen,  Graz,  (im Folgenden  kurz  "Fonds"  genannt)  für  das Rechnungsjahr  vom

01.01.2023  bis zum 31.12.2023,  durchgeführt.

Beurteilunq

Aufgrund  der bei unserer  Rechnungsprüfung  gewonnenen  Erkenntnisse  ist für das Rech-

nungsjahr  vom 01.01.2023  bis zum  31.12.2023  in allen  wesentlichen  Belangen  die Ordnungs-

mäßigkeit  der  Rechnungslegung  gegeben,  und die Verwendung  der  Mittel  des Fonds  erfolgte

statutengemäß.  Ungewöhnliche  Einnahmen  oder  Ausgaben,  vor allem  Insichgeschäfte,  ka-

men  nicht  vor.

Verantwortunq  des  Leitunqsorqans  für  die Finanzqebarunq

Die ordnungsgemäße  Finanzgebarung  des Fonds  im Hinblick  auf  die Ordnungsmäßigkeit  der

Rechnungslegung  und die statutengemäße  Verwendung  der  Mittel  liegt  in der  Verantwortung

des  Vorstandes  des Fonds,  der  dafür  zu sorgen  hat, dass  ein den Anforderungen  des Fonds

entsprechendes  Rechnungswesen  eingerichtet  ist, und  dass  die Finanzlage  des  Fondss  recht-

zeitig  und hinreichend  erkennbar  ist.

Verantwortunq  des  Rechnunqsprüfers

UnserÖ Aufgabe  ist es, auf  der  Grundlage  unserer  Prüfungshandlungen  eine  Beurteilung  dar-

über  abzugeben,  ob in allen  wesentlichen  Belangen  die Ordnungsmäßigkeit  der  Rechnungs-

legung  gegeben  ist und die Mittel  des Fonds  statutengemäß  verwendet  wurden.  Festgestellte

Gebarungsmängel  oder  GeFahren  für  den Bestand  des  Fonds  sind im Rahmen  unserer  Be-

richterstattung  aufzuzeigen,  und auf  ungewöhnliche  Einnahmen  oder  Ausgaben,  vor  allem  auf

Insichgeschäfte,  ist besonders  einzugehen.

Wir  haben  unsere  Rechnungsprüfung  unter  Beachtung  der  in Österreich  geltenden  gesetzli-

chen  Vorschriften  und berufsüblichen  Grundsätze  zu Rechnungsürüfungen  von Einrichtungen

nach  dem  Bundes-Stiftungs-  und Fondsgesetz  2015  durchgeführt.  Danach  haben  wir  unsere

Berufspflichten  einschließlich  Vorschriften  zur Unabhängigkeit  einzuhalten  und den Aufirag

unter  Beachtung  des Grundsatzes  der  Wesentlichkeit  so zu planen  und durchzuführen,  dass

wir  unsere  Beurteilung  mit einer  hinreichenden  Sicherheit  abgeben  können.

Die Auswahl  der  Prüfungshandlungen  liegt  im pflichtgemäßen  Ermessen  des Rechnungsprü-

fers  unter  Berücksichtigung  seiner  Einschätzung  des Risikos  eines  Auftretens  wesentlicher

Fehldarstellungen,  sei es auf  Grund  von beabsichtigten  oder  unbeabsichtigten  Fehlern.  Bei
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Bericht  über  die  Rechnungsprüfung  zum  31.12.2023

der  Vornahme  dieser  Risikoeinschätzung  berücksichtigt  der  Rechnungsprüfer  das interne

Kontrollsystem,  soweit  es für  die Rechnungslegung  des  Fonds  von  Bedeutung  ist, um unter

Berücksichtigung  der  Rahmenbedingungen  geeignete  Prüfungshandlungen  festzulegen,  nicht

jedoch  um  ein  Prüfungsurteil  über  die  Wirksamkeit  der  internen  Kontrollen  des  Fonds  abzuge-

ben.  Die  statutengemäße  Verwendung  der  Mittel  ist gegeben,  wenn  die Mittel  zur  Erfüllung

des  Fondszwecks,  insbesondere  zur  Finanzierung  der  für  die  Verwirklichung  des  Zwecks  vor-

gesehenen  Tätigkeiten,  verwendet  werden.  Die  Beurteilung  der  Sparsamkeit  bzw.  Wirtschaft-

lichkeit  der  Geschäftsführung  ist nicht  Gegenstand  der  Rechnungsprüfung.

Wir  sind  der  Auffassung,  dass  die von  uns  erlangten  Prüfungsnachweise  ausreichend  und

angemessen  sind,  um als Grundlage  für  unsere  Beurteilung  zu dienen.

Eine  Abschlussprüfung  oder  prüferische  Durchsicht  der  Einnahmen-/Ausgabenrechnung  samt

Vermögensübersicht,  oder  die  Aufdeckung  und  Aufklärung  doloser  Handlungen,  wie  z.B.  von

Unterschlagungen  oder  sonstigen  Untreuehandlungen  und  Ordnungswidrigkeiten,  ist ebenso

nicht  Gegenstand  der  Rechnungsprüfung.

Verwendunqsbeschränkunq

Der  Bericht  wird  ausschließlich  im Auftrag  und im Interesse  des  Auftraggebers  erstellt  und

bildet  keine  Grundlage  für  ein allfälliges  Vertrauen  dritter  Personen  auf  seinen  Inhalt.  Der  Be-

richt  dient  ausschließlich  zur  Erfüllung  der  Anforderungen  des  Bundesstiftungs-  und  fondsge-

setzes.  An Dritte  darf  der  Bericht  weder  gänzlich  noch  auszugsweise  ohne  unser  ausdrückli-

ches  Einverständnis  weitergegeben  werden.  Ansprüche  dritter  Personen  können  daher  daraus

nicht  abgeleitet  werden.

Auftraqsbedinqunqen

Wir  erteilen  diesen  Bericht  auf  Grundlage  des  mit  Ihnen  geschlossenen  Auftrags,  dem  auch

mit  Wirkung  gegenüber  Dritten  die  diesem  Bericht  beigefügten  AAB  zugrunde  liegen.

Wien,  am 17.03.2025

smc  Steirer,  Mika  & Comp. SMP  WirtschaftsprüfungsgeseIlschaft  mbH

Wirtschaftsprüfung  Steuerberatung

GmbH

Mag.  Stefanie  Unger MMag.  Petra  gge r

(Wirtschaftsprüferin) (WirtschaFtsprüferin)

smc Mika & Comp. Wirtschaftsprüfung  Steuerberatung  GmbH,
Wien
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Fonds  zur  Förderung  der  Menschenrechte  in Gemeinden  und  Regionen,  Graz

Bericht  über  die  Rechnungsptüfung  zum  31.  72.2023

Beilagen

Einnahmen/Ausgabenrechnung  und  Saldenauswertung  für  das  Rechnungsjahr  2023

Vermögensübersichtzum  31.12.2023

Allgemeine  Auftragsbedingungen  für  Wirtschaftstreuhandberufe  (,,AAB")
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Einnahmen-/Ausgabenrechnung  von 1.1.2023  bis 31.12.2023

Fonds  zur  Förderung  der  Menschenrechte  in Gemeinden  und  Regionen

Steuernummer  68749/0573
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Saldenauswertung  vom  1.1.2023  bis 31.12.2023

Fonds  zur  Förderung  der  Menschenrechte  in Gemeinden  und Regionen

Steuernummer  68749/0537
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Der  Fondsvorstand:
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Vermögensübersicht  per  31.12.2023

Fonds  zur  Förderung  der  Menschenrechte  in Gemeinden  und  Regionen

Steuernummer:  68749/0573
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STEUERBERATERilNNEN  UND

Allgemeine

Auffragsbedingungen

für  Wirtschaftstreuhandberufe

(AAB  2018)

Zur  Verfügung  gestellt  vom  Vorstand  der  Kammer  der  Steuerberater:innen
und Wirtschaflsprüfer:innen

Präambel  und Allgemeines

(1) Auflrag  im Sinne  dieser  Bedingungen  melnt  leden  Vertrag  über
vom  zur Ausübung  eines Wirtschafistreuhandberufes  Beret.htigten  In
Ausübung  dieses  Berufes  zu erbringende  Lelstungen  (sowohl  faktische
Täligkeiten  als  auch  dle  Besorgung  oder  Durchführung  von

Rechtsgeschäflen  oder  Rechtshandlungen,  lewells  Im Rahmen  der §§ 2
oder  3 Wiöchaftstreuhandberufsgesetz  2017  (WTBG  2fü  7). Dle Panelen
des Auffrages  werden  in Folge  zum einen,,Auftragnehmer,  zum  anderen
,,Aufiraggeber"  genannt).

(2) Diese  Allgemelnen  Aufiragsbedlngungen  rür
Wirlschaflstreuhandbenife  glledern  sich  in zwel  Telle:  Dle
Aufüagsbedlngungen  des I. Telles  gelten  für Aufflräge,  bel denen die
Auftragserteilung  zum  Betrleb  des  Llnternehmens  des Auftraggebers
(Untemehmer  iSd  KSchG)  gehört.  Für Verbrauchergeschäfte  gemäß
Konsumentenschutzgeset  (Bundesgesetz  vom 8.3.1979/BGBI  Nr.140  In
der derzeit  gültigen  Fassung)  gelten  sie Insoweit  der ll. Tell kelne
abweichenden  Bestimmungen  für diese  emhält.

(3) Im Falle  der  Unwiiksamkeit  elner  elnzelnen  Bestimmung  Ist diese

durch eine  wirksame,  die dem angestrebten  Zlel m%lichst  nahe  kommt,
zu erse5en.

I.TEIL

1. Umfang  und Ausführung  des Auflrages

(1) [)er Umföng  des Auflrages  erglbt  sich in der Regel aus der
schtffllichen  Auföagsverelnbaning  zwischen  Auftraggeber  und
Aufüagnehrner.  Fehlt  dlesbezügllch  elne  detallllerte  scmiföiche
Aufüagsverelnbarung  gilt  Im Zwelfel  (2)-(4):

(2) Bei  Beaufiragung  mlt  Steuerberatungsleisfüngen  umfasst  dle
Beratungstätlgkeit  folgende  Tätigkelten:
a) Ausarbeitung  der Jahressteuererklärungen  für die Einkommen-  oder
Kfüperschaffsteuer  sowie  Llmsatzsteuer  und zwar  auf Grund der vom
Auflraggeber  vürzulegenden  oder  (bei entsprechender  Vereinbaning)  vom
Auflragnehmer  erstellten  Jahresabschlüsse  und  sonstiger,  für  dle
Besleuerung  erforderlichen  Aufslellungen  und Nachwelse.  Wenn  nicht
ausdnicklich  anders  vereinbart,  slnd  die ff)r  dle Besteuerung  edorderlichen

Aufstellungen  und Nachwelse  vom  Auffraggeber  beizubringen.
b) Prüfung  der  Bescheide  zu den unter  a) genannten  Erklärungen.
c) Verhandlungen  mit den Finanzbehörden  Im Zusammenhang  mit den
unter  a) und  b) genannten  Erklärungen  und Bescheiden.
d) Mltwirkung  bel Betrlebsprüfungen  und Auswertung  der  Ergebnlsse  von
Beföebsprüfungen  hinsichtlich  der  unter  a) genannten  Steuern.
e) Mitwlrkung  Im Recmsmit!elverfahren  hinslchtlich  der  unter  a ) genanmen
Steuem.
Eföält  der  Auffragnehmer  für  die  laufende  Steuerberatung  eln
Pauschalhonorar,  so  slnd  mangels  anderweitiger  schrlfilicher
Vereinbarungen  die unter  d) und e) genannten  Tätlgkelten  gesondert  zu

honorieren.

(3) Soweit  dle  Ausarbeltung  von  einer  oder  mehreren
Jahressteuererklärung(en)  zum  übemommenen  Aufüag  zählt,  gehört  dazu
nlcht  dle  Uberprüfung  etwalger  besonderer  buchmäßiger
Voraussetzungen  sowie dle Prüfung,  ob alle In Betracht  kommenden
Insbesündere  umsatzsteuerrechtIIchen  Begünstlgungen  wahrgenommen
worden  slnd,  es  sel  denn,  hlerüber  besöeht  eine  nachwelsliche
Beaufiragung.

(4) Die  Verp0ichtung  zur Erbringung  anderer  Lelsfüngen  gemäß  §§ 2

und 3 WTBG  2017 bedarf  ledenfalls  nachwelslich  elner gesonderten
Beauftragung.

(5) Vorstehende  Absätze  (2)  bls  (4)  gelten  nicht  bei
SachverständigentätIgkeR.

(8)  Es bestehen  keinerlel  Pflichten  des  Aufiragnehrners  zur
Leistungserbringung,  Warnung  üder Aufklätung  über den Umfang  des
Auftrages  hlnaus.

(7)  Der Auflragnehmer  ist berechtlgt,  sich zur  Durchführung  des
Auftrages  geeigneter  Mifürbeiter  und  sonstiger  ErhJllungsgehllfen
(Subunternehmer)  zu bedienen,  als auch slch bei der Durt.hführung  des
Auftrages  durch  einen  Berufsbefugten  substifüieren  zu lassen.  Mitarbelter
im Sinne  dieser  Bedingungen  meint  alle Persnnen,  die den Auflragnehmer
auf  regelmäßiger  oder  dauerhafter  Basis  bel selner  betriebllchen  Tätigkeit
unterstühen,  unabhängig  von der  Art  der  rechtsgeschäflllchen  Grundlage.

(8)  Der Auffragnehmer.  hat bei der Erbringung  selner  Leistungen
ausschließlich  österreichisches  Recht  zu berückslchtigen;  ausländisches
Recht  ist  nur  hei  ausdnicklicher  schriflllcher  Vereinbarung  zu
berücksichtigen.

(9)  Ändert  sich die  Rechtslage  nach Abgabe  der abschlleßenden
schiifllichen  als  auch  mündlichen  berufllchen  Außerung,  so ist der
Aufiragnehmer  nicht  verpfllchtet,  den Aufiraggeber  afö  Änderungen  oder
sich daraus  ergebende  Folgen  hinzuweisen.  [)les  gllt auch für in sich
abgeschlossene  Telle  eines  Aufüages.

(10)  DerAuföaggeberistverpfllchtetdafürSorgezutragen,dassdievon
ihm zur  Verffigung  gestellten  Daten  vom Aufiragnehmer  im Rahmen  der
Leistungserbringung  verarbeitet  werden  dürfen.  Dlesbezüglich  hat der
Auftraggeber  Insbesondere  aber nicht ausschließllch  die anwendbaren
datenschutz-  und  arbeltsrechtllchen  Bestlmmungen  zu beachten.

(11)  Bringt  der  Auflragnehmer  bel  elner  Behörde  eln  Anbringen
elektronlsch  ein, so handelt  er -  mangels  ausdrückllcher  gegenteiliger
Vereinbaning  -  lediglich  als Büte und stellt dies keine  ihm oder  elnem
einreichend  Bevollmächtlgten  zurechenbare  Willens-  oder
Wissenserkläning  dar.

(12)  Der Auffraggeber  verpfllchtet  sich, Personen,  die während  des
AufiragsverhäItnisses  Mitarbeiter  des Auflragnehmers  sind üder  waren,
während  und  binnen  eines  Jahres  nach  Beendigung  des
Auffragsverhältnisses  nicht  in seinem  Umernehmen  oder  in elnem  ihm
nahestehenden  Unternehmen  zu beschäfilgen,  wlarlgenfalls er slch zur
Bezahlung  eines  Jahresbezuges  des übernommenen  Mltarbeiters  an den
Auflragnehmer  verpflichtet.

2. Aufklärungspflicht  des  Aufiraggebers;  VüIlständlgkeItserklärung

(1)  Der Auflraggeber  hat dafür  zu sorgen,  dass  dem Auffragnehmer
auch ohne  dessen  besondere  Aufforderung  alle für dle Ausführung  des
Auflrages  notwendlgen  Unterlagen  zum  vereinbarten  Termln  und in
Emiangelung,  eines solchen  rechtzeltlg  In geelgneter  Form vorgelegt
werden  und ihm von  allen Vorgängen  und Llmsöänden  Kenntnis  gegeben
wlrd,  die für die Ausführung  des Aufirages  von Bedeutung  sein können.
Dles gllt auch für die Unterlagen,  Vorgänge  und Umstände,  die erst
während  der  Tätigkeit  des  Auftragnehmers  bekannt  werden.

(2)  Der Auflragnehmer  ist berechtlgl  die Ihm erteilten  Auskünfle  und
übergebenen  Untetlagen  des  Auffraggebers,  Insbesondere
Zahlenangaben,  als richtig  und vollständlg  anzusehen  und dem Aufüag  zu
Gninde  zu legen.  Der  Auftragnehmer  ist ohne  gesonderten  schriftlichen
Auftrag  nicht  verpflichtet,  Unrichtigkelten  fest  zu stellen.  Insbesondere  gllt
dies  auch  für  die Richligkeit  und Vollständigkelt  von Rechnungen.  Stellt  er
allerdings  unrichtigkeilen  fest,  sü hat  er dles dem  Auftraggeber  bekannt  zu
geben.  Er hat im Finanzstrafverfahren  dle Recme  des Auftraggebers  zu
wahren.

(3)  Der Aufiraggeber  hat dem Auftragnehmer  dle Vollständigkeit  der
vorgelegten  Unterlagen  sowie  der gegebenen  Auskünfie  und Eiklärungen
Im Falle  von  Pfflfungen,  Gulachten  und  Sachverständigentätigkeit
schriftlich  zu bestätlgen.

(4)  Wenn  bei der Erstellung  von  Jahresabschlüssen  und anderen
Abschlüssen  vom  Auflraggeber  erhebllche  Rlsiken  nicm  bekannt  gegeben
worden  sind, bestehen  für den Auftragnehmer  Insoweit  dlese Rislken
schlagend  werden  keinerlel  Ersatzpfllchten.

(5)  Vom Auflragnehmer  angegebene  Termlne  und Zeiöpläne  für dle
Fertigstellung  von  Produkten  des Aufiragnehmers  üder  Teilen  davon  sind

bestm%liche  Schätzungen  und,  sofem  nlcht  anders  schrlftlich  vereinbart,
nicht  bindend.  Selbiges  gilt  für  etwaige  Honürarschätzungen:  diese  werden
nach  bestem  Wissen  erstellt;  sle sind  jedoch  stets  unverblndllch.

(8)  Der  Auffraggeber  hat dem  Auftragnehmer  leweils  aktuelle
Konöaktdaten  (insbesondere  Zustelladresse}  bekannt  zu  geben.  Der
Auftragnehmer  darf  sich bis zur Bekanmgabe  neuer  Kontaktdaten  auf  die
Gültlgkeit  der  zuletzt  vom Aufiraggeber  bekannt  gegebenen  Kontaktdaten
verlassen,  insbesondere  Zustellung  an dle zulett  bekannt  gegebene
Adresse  vornehmen  lassen.



3. Sicherung  der  unabhänglgkelt

(1 ) Der  Aufiraggeber  Ist verpflichtet,  alle  Vüikehrungen  zu treffen,  um

zu  verhindern,  dass  dle  Llnabhänglgkeit  der  Mltaibelter  des

Auflragnehmers  gefährdeT  wird, und hat selbst lede Gefährdung dleser
Unabhängigkelt  zu unterlassen.  Dles  gilt  insbesondere  für  Angebote  auf

Anstellung  und  Ttk Angeboöe,  Aufträge  auf  elgene  Rechnung  zu

übemehmen.

(2)  Der  Aufiraggeber  nimmt  zur  Kennlnls,  dass  selne  hlerfür

notwendigen  personenbezogenen  Daten  sowie  Art  und umfang  inkluslve

Leistungszeitraum  der  zwlschen  Aufiragnehmer  und  Auflraggeber

vereinbaiten  Lelstungen  (sowohl  Prüfungs-  als  auch

NIchtprföungsleistungen)  zum  Zweck  der  Überprüfung  des  Vorllegens  von

Befangenhelts-  üderAusschlleßungsgründen  und  InteressenkolIlsIonen  in

einem  allfälllgen  Netzwerk,  dem  der  Auftragnehmer  angehöit,  verarbeitet

und zu diesem  Zweck  an dle übrlgen  Mltglleder  dleses  Nehwerkes  auch

ins Ausland  übermmelt  werden.  Hlerfür  emblndet  der  Aufiraggeber  den

Auföagnehmer nach dem DatenschuJeseh  und gemäß § 80 Abs 4 Z 2
WTBGX117  ausdnückllch  von  dessen.VerschwlegenheltspflIcht.  Der

Auffraggeber  kann  dle  Entblndung  von der Verschwiegenheltspfllcht

lederzeit widernifen.

4. Berlchterstattung  und  Kommunlkatlon

(1)  (Berlchterstattung  durch  den Auffragnehmer)  Bel Prüfungen  und

Gutachten  Ist, süwelt  nichts  anderes  verelnbait  wurde,  eln schriftlicher

Bericht  zu erstatten.

(2)  (Kümmunikallon  an den Auffraggeber)  Alle aufüagsbezogenen
Auskünfte  und  Stellungnahmen,  einschlleßlk,h  Berlchte,  (allesamt

Wissenserklärungen)  des Auffragnehmers,  selner  Mltarbelter,  sonstlger

Ertüllungsgehllfen  oder  Subsfüute  (,berufliche  Äußerungena')  sind  nur  dann

verbindlich,  wenn  sie  schriflllch  efolgen.  Berufllche  Äußeningen  In

elektronischen  Datelformaten,  welche  per Fax oder  E-Mall  üder  unter

Vemendung  ähnllcher  Formen  der  elektronlschen  Kommunlkalion

(speicher-  und  wiedergabefähig  und  nicht  mündllch  dh zB SMS  aber  nicht

Telefon)  etfolgen,  übermitfelt  üder  bestätlgt  werden,  gelten  als schtlfllich;

dies  gilt  ausschließllch  für  berufllche  Außerungen.  Das  Rlslko  der  Erteilung

der  berufllchen  Äußerungen  durch  dazu  Nlchtbefugte  und  das  Rlslko  der

Übersendung  dieser  trägt  der  Auftraggeber.

(3)  (Kommunikation  an den Auftraggeber)  Der  Auffraggeber  stlmmt

hieimlt  zu,  dass  der  Aufüagnehmer  elektronlsche  Kommunikatlon  mlt  dem

Auftraggeber  (zB via E-Mall)  In unverschlüsselter  Fütm  vomlmmt  Der

Auftraggeber  erklärt,  über  dle  mit  der  Veiwendung  elektronlscher

Kümmunlkation  verbundenen  Rlsiken  (lnsbesondere  Zugang,

Geheimhalfüng,  Veränderung  vün  Nachrlchten  Im Zuge  der  llbermittlung)

Informiert  zu  seln.  Der Aufiragnehmer,  selne  Mltarbeiter,  sünsligen

Eifüllungsgehllfen  oder  Substltute  haffen  nlcht  für  Schäden,  die durch  die

Verwendung  elektronlscher  KommunIkaölünsmiltel  verursacht  werden.

(4)  (Kommunika)ion  an den Aufüagnehmer)  Der Empfang  und dle

Weiterleitung  vün  Infürmatlonen  an  den  Auflragnehmer  und  selne

Mitarbeiter  sind  bel  Veiwendung  von  Telefon  -  Insbesondere  In

Veibindung  mlt  automatischen  Anrufbeantwonungssystemen,  Fax,  E-Mail

und anderen  Fürmen  der elektrünlschen  Kommunlkatlon  -  nlcht  immer

sichergestellt.  Aufiräge  und wlchllge  Informatlünen  gelten  daher  dem

Auftragnehmer  nur  dann  als zugegangen,  wenn  sie auch  physisch  (nicht

(fern-)mündlich  üder  elektronlsch)  zugegangen  slnd,  es sel denn,  es wird

Im Einzelfall  der  Empfang  ausdrückllch  bestätlgf.  Autornatische

Übermittlungs-  und  Lesebestätlgungen  gelten  nicht  als  solche

ausdrückllchen  Empfangsbestätlgungen.  Dles gllt Insbesündere  für  die

Übermiföung  von Bescheiden  und anderen  Informatiünen  über  Frlsten.

Kritische  und  wlchtlge  Mföellungen  müssen  daher  per  Post  oder  Kurier  an

den Auftragnehmer  gesandt  werden.  Die  Übergabe  von  Schrlffatücken  an

Mltaibeiter  außerhalb  der  Kanzlel  gilt  nlcht  als Übergabe.

(5)  (Allgemeln)  Schriftlich  melnt  insowelt  In Punkt  4 (2) nlchl  anderes

bestimmt,  Schrlffllchkelt  ISd  § 886  ABGB  (LJn)erschrifillchkelt).  Elne

fortgeschrittene  eleknonlsche  Signalur  (Art.  26 el[)AS-

VO, (EU)  Nr.  910/2014)  er!üllt  das  Effordernls  der  Schrifilichkeit  ISd § 888

ABGB  (unterschnffIlchkeIt),  soweit  dles  Innerhalb  der  Partelendlsposition

liegt.

(s)  (WerbllcheInformatlün)DerAufiragnehmerwlrddemAuftraggeber

wiederkehrend  allgemelne  steuerrechtllche  und  allgemeine

winschaftsrechulche  InTormatlonen  elektronlsch  (zB  per  E-Mail)

übermitteln.  Der  Aufiraggeber  nlmmt  zur  Kenntnis,  dass  er  das  Recm  hat,

der Zusendung von Dlrektwerbung lederzelt zu wldersprechen.

5. Schutz  des  geisllgen  Elgentums  des  Aufiragnehmers

(1)  Der  Auflraggeber  Ist verpfllchtet,  dafür  zu sorgen,  dass  die Im

Rahmen  des  Auflrages  vom  Auffragnehmer  erstellten  Berlchte,  Gutachten,

Organisatlonspläne,  Entw(kfe,  Zelchnungen,  Berechnungen  und

derglelchen  nur für  Aufiragszwecke  (z.B.  gemäß  § 44 Abs  3 EStG  1988)

verwendet  werden.  Im U(xigen  bedarf  die  Wellergabe  scmlftlicher  als  auch

mündlicher  beruflicher  Äußerungen  des  Auffragnehmers  an einen  Dritten

zur  Nutzung  der  schriffllchen  Zustlmmung  des  Aufiragnehmers.

(2)  Die  Verwendung  schrlfülcher  als  auch  mündllcher  berufllcher

Außeaingen  des  Aufüagnehmers  zu Werbezwecken  Ist unzulässlg;  ein

Verstoß  berechtigt  den  Aufüagnehmer  zur  fristlosen  Kündlgung  aller  noch

nicht  durchgeführfen  Auflräge  des  Auffraggebers.

(3)  Dem  Auffragnehmer  verbleibt  an  selnen  Lelstungen  das

Urheberrecht.  Dle  Einräumung  von  Werknutzungsbewilligungen  blelbt  der

schrifllichen  Zustimmung  des  Auftragnehmers  vürbehalten.

B. Mängelbeseltlgung

(1)  Der Auflragnehrner  Ist berechtigt  und verpflichtet,  nachträgllch

henürkommende  Unrk.htlgkelten  und Mängel  In selner  schrlfflichen  als

auch  mündlichen  berufllchen  Äußerung  zu beseitlgen,  und  verpflichtet,  den

Aultraggeber  hiervon  unverzügllch  zu verständlgen.  Er  Ist berechtigt,  auch

über  die ursprüngllche  berufllche  Außetung  informlerte  Drltte  von der

Änderung  zu verständigen.

(2)  Der  Auffraggeber  hat  Anspruch  auf  dle kostenlose  Besefügung  von

unnchtigkelten,  süfem  dlese  durch  den  Auflragnehmer  zu vertreten  slnd;

dieser  Anspruch  erllscht  sechs  Monate  nach  erbrachter  Lelstung  des

Auflragnehmers  bzw.  -  falls  elne  schrlftllche  berufllche  Äußerung  nlcht

abgegeben  wlrd  -  sechs  Monate  nach  Beendigung  der  beanstandeten

Täfigkelt  des  Auffragnehmers.

(3)  Der  Auffraggeber  hat  bel  Fehlschlägen  der  Nachbesserung

elwaiger  Mängel  Anspruch  auf  Mlnderung.  Soweit  darüber  hlnaus

Schadenersatzanspiüche  bestehen,  gllt  Punkt  7.

7. Hafiung

(1)  Sämlllche  Hafiungsregelungen  gelten  für alle  Streitlgkelten  im

Zusammenhang  mlt  dem  Auffragsverhältnls,  glelch  aus  welchem

Rechtsgrund.  Der  Aufiragnehmer  haf!et  für  Schäden  im Zusammenhang

mit  dem  Aufiragsveföältnls  (einst.hlleßllch  dessen  Beendigung)  nur  bei

Vorsat  und  grober  Fahrlässlgkelt  Die Anwendbaikelt  des  § 1298  Salz  2

ABGB  wlrd  ausgeschlossen.

(2)  Irn  Falle  grober  Fahtlässigkelt  beträgt  dle  Ersatzpfllcht  des

Aufüagnehmers  höchstens  das  zehnfache  der

Mindesfüerslcherungssumme  der  Berufshaffpflk.htversichening  gemäß  §

11 Wlrtschaftstreuhandberufsgesetz  2017  (WTBG  2ü17)  In der  jewells

geltenden  Fassung.

(3)  Die Beschränkung  der  Hafiung  gemäß  Punkt  7 (2)  bezleht  slch  auf

den  einzelnen  Schadensfall.  Der  einzelne  Schadensfall  umfasst  sämtliche

Folgen  elner  Pflichfüerletzung  ohne  Rückslcht  darauf,  ob Schäden  in

einem  üder  In melveren  aufelnander  folgenden  Jahren  entstanden  sind.

Dabei  gllt  metufaches  auf  glelcher  oder  glelchartlger  Fehlerquelle

beruhendes  Tun  oder  Unterlassen  als  elne  einheitllche  Pfllchtverletzung,

wenn  die betreffenden  Angelegenhelten  mlteinander  in rechtllchem  und

wlnschafilichem  Zusammenhang  stehen.  Eln  elnhelllicher  Schaden  b1ei5t

ein  einzelner  Schadensfall,  auch  wenn  er auf  mehreren  Pfllchfüeiletzungen

beruht.  Weiters  Ist, außer  bel  vürsätzllcher  Schädlgung,  elne  Haftung  des

Auftragnehmers  für  enfgangenen  Gewlnn  sowle  Beglelt-,  Fülge-,  Neben-

oder  ähnliche  Schäden,  ausgeschlossen.

(4)  Jeder  Schadenersatzanspruch  kann  nur Innerhalb  von  sechs

Monaten  nachdem  der  oder  dle AnspruchsberechtIgten  von  dem  Schaden

Kenntnls  erlangt  haben,  spätestens  aber  Innerhalb  von drel  Jahren  ab

Eintritt  des  (Prlmär)Schadens  nach  dem  anspruchsbegründenden  Erelgnls

gerichtllch  geltend  gemacht  werden,  sofern  nicht  in  gesetzlichen

Vorschrlfien zwlngend andere Vedährungsfristen festgesetzt sind.

(5)  Im Falle  der  (latbestandsmäßigen)  Anwendbarkelt  des  § 275  UGB

gelten  dessen  Haffüngsnürmen  auch  dann,  wenn  an  der  [)urchführung  des

Auftrages  mehrere  Personen  betelllgt  gewesen  oder  mehrere  zum  Ersatz

verpflichtende  Handlungen  begangen  worden  slnd und ohne  Rückslcm

darauf,  üb andere  Betelllgte  vorsähllch  gehandelt  haben.

(6)  In Fällen,  In denen  eln förmllcher  Bestätlgungsvermerk  erkellt  wird,

beglnnt dle Verlährungsfrlst spätestens mlf Ertellung des
Bestätigungsvermetkes  zu laufen.

(7)  Wird  die  Tätigkelt  unter  Elnschaltung  eines  Dritten,  z.B.  eines  Daten

veratbeitenden  Unternehmens,  durchgefül'm,  so  gelten  mlt

Benachrichtlgung  des  Auflraggebers  dai'über  nach  Gesetz  oder  Vertrag

be- oder  emstehende  Gewährleistungs-  und Schadenersatansprüche

gegen  den  Dritten  als an den  Aufüaggeber  abgetreten.  Der  Auflragnehmer

haflet,  unbeschadet  Punkt  4. (3), dlesfalls  nur  für Verschulden  bel der

Auswahl  des  Drltten.

(8)  Eine Haffung des Aunragnehmers Drltten gegenüber Ist In ledem Fall
ausgeschlossen.  Geraten  Dritte  mlt  der  Arbelt  des  Auffiragnehmers  wegen

des Auflraggebers  In welcher  Form  auch  Immer  In Kontakt  hat der

Auffraggeber  dlese  über  dlesen  Umstand  ausdrückllch  aufzuklären.  Soweit



eln solcher  Hafiungsausschluss  gesetzlich  nlcht  zulässig  ist oder  eine

Haflung  gegenüber  Dfüten  vom  Auflragnehmer  ausnahmsweise

übemommen  wuide,  gelten  subsidlär  dlese  Haflungsbeschränkungen

ledenfalls  auch  gegenüber  Drltten.  Dritte können  ledenfalls keine
Ansprüche  stellen,  die  über  elnen  allfälllgen  Anspruch  des  Aufüaggebers

hinausgehen.  [)ie  Haftungsh('chstsumme  gllt  nur  insgesamt  einmal  für  alle

Gest.hädlgten,  elnschließllch  der  Ersatzansprüche  des Aufhaggebers

selbst,  auch  wenn  mehrere  Personen  (der  Aufüaggeber  und eln Drilter

oder  auch  mehrere  Drltte)  geschädlgt  worden  sind;  Geschädigte  werden

nach  ihtem  Zuvorkümmen  befrledlgt.  Der  Auffraggeber  wird  den

Auffragnehmer  und  dessen  Mltarbeiter  von  sämtlichen  Ansprüchen  Drilter

Im Zusammenhang  mit  der  Weltergabe  schriffllcher  als auch  mündllcher

berufllcher  Äußeningen  des Auflragnehmers  an diese  Dritte  schad-  und

klaglos  halten.

(9)  Punkt7giItauchfürallfälIigeHaflungsansprüchedesAuffraggebers

Im Zusammenhang  mlt  dem  Auffragsverhältnls  gegenüber  Dritten

(Erfüllungs-  und  Besorgungsgehllren  des  Auffragnehmers)  und  den

Substltuten  des  Aufiragnehmers.

8. VerschwIegenheItspflIcht,  Datenschutz

(1 ) Der  Auflragnehmer  Ist gemäß  § 80 WTBG  2017  verpflichtet,  über

alle  Angelegenheiten,  die ihm Im Zusammenhang  mlt  seiner  Tätigkeit  für

den Auftraggeber  bekannt  werden,  Stlllschweigen  zu bewahren,  es sei

denn,  dass  der  Auffraggeber  ihn  von  dleser  Schwelgepfllcht  entbindet  oder

gesetzliche  Äußerungspflk.hten  entgegen  stehen.

(2)  Sowelt  es zur  Verfolgung  von Ansprüchen  des Auftragnehmers

(lnsbesondere  Anspfflche  auf  Honorar)  oder  zur  Abwehr  vün  Ansprüchen

gegen  den Auftragnehmer  (insbesondere  Schadenersatzansprüche  des

Auffraggebers  oder  Driffer  gegen  den  Auflragnehmer)  notwendig  isl,  ist  der

Aufiragnehmer  von  selner  berufllchen  VerschwiegenheItspflicht

entbunden.

(3)  Der  Auffragnehmer  darf  Berlcme,  Gutachten  und  sonstige

schriffllche  berufliche  Außerungen  über  dle Ergebnisse  seiner  Tätigkeit

Drlffen  nur  mit  Elnwilllgung  des  Auffraggebers  aushändigen,  es sei  denn,

dass  elne  gesetzllche  Verpflichfüng  hlerzu  besteht.

(4)  Der  Aufiragnehmer  Ist datenschutzrechtllch  Verantwürllicher  im

Sinne  der  [)atenschut-Grundveiomnung  (,DSGVO')  hlnslcl'rllich  aller  im

Rahmen  des Auffrages  verarbelteter  personenbezogenen  [)aten.  Der

Auffragnehmer  ist  daher  befugl  ihm  anvertraute  persünenbezogene  Daten
Im Rahmen  der  Grenzen  des  Auflrages  zu  verarbeiten.  Dem

Auflragnehmer  überlassene  Materiallen  (Papler  und  Datenträger)  werden

gnindsätzlk.h  nach  Beendigung  der  diesbezügllchen  Leistungserbnngung

dem Auflraggeber  oder  an vom Auflraggeber  namhaff  gemachte  Dritte

übergeben  oder  wenn  dies  gesonden  verelnbart  Ist vom  Auffragnehmer

venvahrt  oder  vernichtet.  Der  Aufüagnehmer  Ist berechtigt  Küpien  davon

aufzubewahren  soweit  er diese  zur  ordnungsgemäßen  Dokumentation

selner  Leistungen  benötlgt  oder  es rechtllch  geboten  oder  benufsüblich  ist.

(5)  Sofern  der  Aufiragnehmer  den  Aufiraggeber  dabei  unterstützt,  die

den Auftraggeber  als datenst.hutzrechtIIch  Veranmortllchen  treffenden

Pfllchten  gegenüber  Betroffenen  zu erfüllen,  so ist der  Auffragnehmer

berechtigt,  den  entstandenen  tatsächllchen  Aufwand  an den  Auftraggeber

zu verrechnen.  Gleiches  gilt, für den Aufwand  der für Auskünffe  im

Zusammenhang  mlt  dem  Auffragsverhältnis  anfällt,  dle nach  Entblndung

von,  der VerschwlegenheItspfllcht  durch  den Auffraggeber  gegenüber

Diltten  diesen  Drltten  ertellt  werden.

9. Rücktritf  und Kündlgung  (,Beendigung'a)

(1)  Die Erklärung  der Beendlgung  eines  Auflrags  hat schrifllich  zu

erfolgen  (slehe  auch  Punkt.  4 (4)  und  (5)).  Das  Erlöschen  einer

bestehenden  Vüllmacht  bewlrkt  kelne  Beendlgung  des  Auflrags.

(2)  Sowelt  nlcht  etwas  anderes  scmiffllch  vereinbark  oder  geselzlich

zwlngend  vorgeschrieben  Ist, können  die Ver!ragspartner  den  Vertrag

lederzeit  mlt sofüniger  Wlrkung  beendlgen.  Der Honoraranspruch
bestimmt  sich  nach  Punkt  1 1.

(3)  Eln Daueraufirag  (befrlsteter  oder  unbefristeter  Aufirag  über,  wenn

auch  nlcht  ausschlleßlich,  dle Erbrlngung  wiederholter  Elnzellelstungen,

auch mlt Pauschalvergütung)  kann  allerdings,  sowelt  nlchts  anderes

schriftlich  vereinbark  ist,  ühne  Vorliegen  elnes  wichtigen  Grundes  nur  unter

Elnhaltung  elner  Frlst  von drei  Monaten  (,BeendigungsfristJ  zum Ende
elnes  Kalendermonals  beendet  werden.

(4)  NachErklärungderBeendlgungeInesDauerauftrags-sind,soweit

Im Folgenden  nicht  abweichend  bestlmmt,  nur  lene  einzelnen  Werke  vom
Aufiragnehmer  noch  fertlgzustellen  (verbleibender  Auffragsstand),  deren

vollständlge  Ausführung  Innerhalb  der  Beendigungsfrist  (grundsätzlich)

m('gllch  Ist, sowelt  diese  Innerhalb  elnes  Monats  nach  Beginn  des  Laufs

der Beendlgungsfrlst  dem  Aufüaggeber  schrifilich  Im Sinne  des  Punktes  4

(2) bekannt  gegeben  werden.  Derverblelbende  Aufüagsstand  ist  innerhalb

der Beendlgungsfrist  fefüg  zu stellen,  sofern  sämtllche  erforderlichen

unterlagen  rechtzeitlg  zur  Verfügung  gestelll  werden  und  soweil  nk.ht  ein

wichtiger  Grund  voillegt,  der  dles  hlndert.

(5)  Wären  bel  elnem  Daueraufüag  mehr  als  2 gleichartige,

übllcherwelse nur elnmal lämllch  zu erstellende Werke (z.B.
Jahresabschlüsse,  Steuererkläningen  etc.)  fertlg  zu stellen,  so  zählen  die

über  2 hinaus  gehenden  Weike  nur  bei  austfö]ckllchem  Einverständnis  des

Auffraggebers  zum  verbleibenden  Aufliagssland.  Auf  diesen  Umstand  ist

der  Aufiraggeber  In der  Bekanntgabe  gemäß  Punkt  9 (4) gegebenenfalls

ausdfflckllch  hlnzuwelsen.

1ü.  Beendigung  bel Annahmeverzug  und  unterlassener  Mitwiikung  des

Auftraggebers  und  rechtlichen  Ausführungshindernissen

(1)  KommtderAuftraggebermitderAnnahmedervomAuffragnehmer

angebotenen  Lelsfüng  In Verzug  oder  unterlässt  der  Auffraggeber  eine  ihm

nach  Punkt  2.  oder  sonst  wle  obliegende  Mitwiikung,  so  ist der

Auffragnehmer  zur  frlstlosen  Beendigung  des  Venrages  berechtigt.

Glelches  gllt,  wenn  der  Auflraggeber  elne  (auch  tellweise)  Durchffihrung

des  Auflrages  verlangt,  die,  nach  begründetem  Dafürhalten  des

Auffragnehmers,  nk.ht  der  Rechtslage  oder  berufsüblichen  Grundsäten

entspiicht.  Selne  Honoraransptüche  bestlmmen  slch nach Punkt  1L

Annahmeverzug  sowle  unterlassene  Mltwirkung  seitens  des  Auflraggebers

begründen  aut.h  dann  den  Anspruch  des  Auffragnehmers  auf  Ersalz  der

ihm hierdurch  entstandenen  Mehraufwendungen  sowie  des  verursachten

Schpdens,  wenn  der  Auffragnehmer  von  selnem  Kündigungsrecht  keinen

Gebrauch  macht.

(2)  Bei Verträgen  über  dle Führung  der  B(k.her,  die Vornahme  der

Personalsachbearbelfüng  oder  Abgabenverrechnung  Ist eine  fristlose

Beendlgung  durch  den  Auflragnehmer  gemäß  Punkt  10  (1 )zulässig,  wenn

der  Auftraggeber  selner  Mlfüvlrkungspfllcht  gemäß  Punkt  2. (1 ) zweimal

nachwelslich  nicht  nachkommt.  a

1t  Hünüraranspruch

(1)  UnlerbIelbtdIeAusführungdesAuftrages(z.B.wegenRücklrittoder

Kündigung),  so gebührt  dem  Aufiragnehmer  glelchwohl  das  vereinbane

Entgelt  (Honorar),  wenn  er zur  Lelsfüng  berelt  war  und  durch  Umstände,

deren  Llrsache  auf  Seiten  des  Auffraggebers  llegen,  ein  bloßes

Mifüerschulden  des Auffragnehmers  blelbt  diesbezüglich  außer  Ansatz,

daran  gehlndert  worden  Ist; der  Aufiragnehmer  braucht  slch  in dlesem  Fall

nicm  anrechnen  zu lassen,  was  er  durch  andemeitige  Verwendung  selner

und  selner  Mltarbelter  jVbeltskraff  erwirbt  oder  zu erweiben  unletlässt.

(2)  Bei  Beendlgung  eines  Dauerauffrags  gebüM  das vereinbarie

Entgelt  für  den  vetblelbenden  Aufiragsstand,  sorern  er fertlggestellt  wird

oder  dles  aus  Gründen,  dle  dem  Aufüaggeber  zuzurechnen  sind,

unterblelbt  (auf  Punkt  11.  (1)  wird  verwlesen).  Vereinbarte

Pauschalhonorare  slnd  gegebenenralls  zu aliquotieren.

(3)  Unterblelbl  elne  zur  Ausfütuung  des  Werkes  etforderliche

Mltwlrkung  des  Auflraggebers,  so ist  der  Aufüagnehmer  auch  beret.htigt,

Ihm zur  Nachhülung  elne  angemessene  Frist  zu setzen  mit  der  Erklärung,

dass  nach  fruchtlosem  Verstrelchen  der  Frlst  der  Vertrag  als aufgehoben

geRe,  Im Übrlgen  gelten  die Folgen  des  Punkt  1 1. (1 ).

(4)  BeiNIchteInhaltungderBeendIgungsftistgemäßPunkt9.(3)durch

den  Aufiraggeber,  sowle  bei  Vertragsauflösung  gemäß  Punkt  10.  (2)  durch

den  Aufiragnehmer  behält  der  Auflragnehmer  den  vollen  Honoraranspnich

für  drel  Monate.

12.  Honürar

(1)  Süfern  nlcht  ausdrücklich  Unentgefüichkeit  verelnbart  Ist, wird

ledenfalls gemäß § 1ü04 und § 1152 ABGB eine angemessene
Entlühnung  geschuldet.  Höhe  und  Art des  Honoraranspruchs  des

Aufiragnehmers  ergeben  slch  aus  der  zwlschen  ihm  und  seinern

Auffraggeber  getmffenen  Verelnbarung.  Sofern  nicht  nachwelsllch  eine

andere  Verelnbarung  getroffen  wurde  sind  Zahlungen  des  Auffraggebers

Immer  auf  dle  älteste  Schuld  anzurechnen.

(2)  Dle  klelnste  verrechenbare  Lelstungseinheit  beträgt  eine

Vlenelsfünde.

(3)  Auch  dle  Wegzelt  wird  im notwendlgen  Umfang  verrechnet.

(4)  DasAkfensfüdiuminderelgenenKanzlei,dasnachArkundUmfang

zur Vorbereltung  des Aufüagnehmers  notwendlg  is!,  kann  gesündett

verrechnet  werden.

(5) Erwelst slch durch nachtr%llch  hervorgekommene besondere
Umstände  oder  auf Grund  besünderer  Inanspruchnahme  durch  den

Auftraggeber  eln berells  vereinbartes  Emgelt  als  unzureichend,  so hat  der

Auffragnehmer  den  Aufiraggeber  darauf  hlnzuweisen  und  sind

Nachverhandlungen  zur  Verelnbarung  elnes  angemessenen  Entgelts  zu

führen  (auch  bel  unzurelchenden  Pauschalhonüraren).



(6)  Oey Aufüagnehmer  verrechnet  die  Nebenkosten  und  dle
Umsahsteuer  zusfözllch.  Belsplelhafi  aber  nicht  abschließend  Im

Folgenden  (7) bis (9):

(7)  Zu den vetrechenbaren  Nebenkosten  zählen  auch belegte  üder
pauschallerte  Barauslagen,  Reisespesen  (bei Bahnfahrten  1. Klasse),
Difüen,  Kllümetergeld,  Kopierkosten  und ähnllche  Nebenkosten.

(8)  Bei besonderen  Haflpfllchtversicherungserfordernissen  zählen  dle
betreffenden  Versicherungsprämlen  (lnkl. Versicherungssteuer)  zu den
Nebenkosten.

(9)  Welters  slnd  als  Nebenkosten  auch  Personal-  und
Sachaufwendungen  für dle  Erstellung  von Berichten,  Gutachten  uä.
anzusehen.

(1ü)  Für dle Ausführung  elnes  Aufüages,  dessen  gemeinschaflliche
Etledlgung  mehreren  Aufiragnehrnern  übenragen  worden  ist, wird von

ledem  das  selner  Tfüigkelt  entsprechende  Entgelt  verrechnet.

(11)  Entgelte  und  Entgelfüorschüsse  sind  mangels  anderer
Verelnbaningen  sofort  nach deren  schrlfflicher  Geltendmachung  fälllg.  Für
Emgeltzahlungen,  dle später  als 1 4 Tage  nach Fälligkeit  geleistet  werden,
können  Verzugszlnsen  verrechnet  werden.  Bei  beiderseltlgen
Unternehmergeschäfien  gelten  Verzugszlnsen  In der in § 456 1. und 2.
Satz  uGB  festgelegten  Höhe.

(12)  DleVedährungrlchtetsichnach§1488ABGBundbeginntmItEnde
der  Leistung  bzw.  mlt  späterer,  in angemessener  Frist  erfolgter
Rechnungslegung  zu laufen.

(13)  Gegen  Rechnungen  kann  innerhalb  von  4 Wochen  ab
Rechnungsdatum  schriftlich  belm  Aufiragnehmer  Einspruch  erhoben
werden.  Andernfalls  gilt dle Rechnung  als anerkannt.  Die Aufnahme  elner

Rechnung  in dle Bücher  gllt ledenfalls  als Anerkenntnis.

(14)  Auf  dle Anwendung  des  § 934 ABGB  im Sinne  des § 351 LIGB, das
Ist dle Anfechtung  wegen  Verkürzung  über  die Hälfle  für  Geschäffe  unter
Umernehmern,  wird  verzlchtet.

(15)  Falls  bel  Aufirägen  betreffend  die  Fühtung  der Bücher, die
Vomahme  der PersonaIsachbearbelfüng  oder Abgabenverrechnung  eln

Pauschalhonorar  vereinbart  Ist  so slnd mangels  anderweltiger  sclviftllcher
Vereinbarung  dle Vertre!ungstfülgkelt  im Zusammenhang  mit abgaben-
und beitragsrechtlichen  Prüfungen  aller  Art einschließlich  der Abschluss
von Vergleichen  über Abgabenbernessungs-  oder  Beitragsgrundlagen,
Berichterstatfüng,  RechtsmItteIerhebung  uä gesondert  zu honürleren.

Sofern  nlt.hts  anderes  schriftlich  verelnbart  Ist, gllt  das Honorar  als leweils
für eln Auffragsjahr  verelnbart.

(18)  Dle Bearbeitung  besonderer  Einzelfragen  im Zusammenhang  mit
den Im Punkt  12. (15)  genannten  Tätlgkelten,  insbesondere  Feststellungen
über  das  prlnzlplelle  Vorllegen  elner  Pfllchfüersichening,  erfülgt  nur
aufgrund  elnes  besonderen  Aufirages.

(17)  DerAuffragnehmerkannentsprechendeVorschüsseverlangenund
selne  (fongesetzte)  Tätigkelt  von  der  Zahlung  dieser  Vorschüsse  abhängig
machen.  Bel Daueraufirägen  darf  die Erbrlngung  welterer  Leisfüngen  bls
zur Bezahlung  f'üherer  Lelstungen  (sowie  allfälllger  Vorschüsse  gemäß
Satz 1 ) verwelgert  werden.  Bei Erbringung  von Teilleistungen  und offener
Teilhonorlening  gilt  dles  slnngemäß.

(18)  Eine Beanstandung  der  Arbelten  des Auftragnehmers  berecmigt,
außer  bel  offenkundigen  wesentlichen  Mängeln,  nlcht zur auch nur

tellwelsen  Zurückhaltung  der  Ihm nach Punkt  12. zustehenden  Honürare,
sonstlgen  Entgelte,  Kostenersälze  und Vorschüsse  (Vergütungen).

(19)  Elne Aufrechnung  gegen  Forderungen  des Auflragnehmers  auf
Vergüfüngen  nach Punkt  12. Ist nur mit unbestriuenen  oder  rechtskräfllg
festgestellten  Forderungen  zulässig.

13. Sonstlges

(1) Im Zusammenhang  mit Punkt  12. (17) wird auf das gesetzliche
Zurückbehaltungsrecht  (§ 471 ABGB,  § 389 LIGB) veiwiesen;  wlrd das
Zurückbehaltungsrec5t  zu Unrecht  ausgeübt,  haftet  der Auflragnehmer
grundsätzlich  gemäß  Punkt  7. aber  In Abweichung  dazu  nur bls zur  Höhe
seiner  noch  üffenen  Forderung.

(2) DerAuf}raggeberhatkeinenAnspnichaufAusfoIgungvonImZuge
der Aufiragserfüllung  vom Aufüagnehmer  erstellten  Arbeitspapieren  und
ähnlichen  Llnterlagen.  Im Falle  der Aufiragsetfüllung  unter Einsatz
eleklronlscher  Buchhaltungssysteme  ist der Auffragnehmer  berechtlgt,

nach Übergabe  sämtlicher  vom Auflragnehmer  aufiragsbezogen  damit
erstellter  Daten,  für  dle den Auftraggeber  elne  Auföewahningspfllcht  triffi,
In einem stnikturierten,  gängigen  und maschinenlesbaren  Format  an den
Aufüaggeber  bzw.  an  den  nachfolgenden  Wlrtschaflstreuhänder,  dle
Daten zu löschen.  Für  die Übergabe  dleser  Daten  in einem  stnikturlerten,
gänglgen  und  maschinenlesbaren  Format  hat  der  Auflragnehmer

I

Anspruch  auf  ein angemessenes  Honorar  (Punkt  12 gilt sinngemäß).  Ist
eine  Llbergabe  dieser  Daten In elnem strukturietten,  gängigen  und
maschlnenlesbaren  Fürmat  aus besonderen  Gründen  unrnöglich  oder
untunlich,  können  dlese  ersatzweise  Im Vollausdruck  übergeben  werden.
Elne  Honoiierung  steht  dlesfalls  daFür nicht  zu.

(3)  Der  Auffragnehmer  hat  auf  Verlangen  und  Kosten  des
Auffraggebers  alle Unterlagen  heiauszugeben,  die er aus Anlass  seiner

Tätigkelt  von dlesem erhalten  hat. Dles gilt ledoch nicht für den
Schriflwechsel  zwischen  dem Auföagnehrner  und seinem  Aufiraggeber
und für die Schriflstücke,  dle der  Aufiraggeber  in Urschriff  besitt  und für
Schrifistücke,  dle  elner  Aufbewahrungspflich,t  nach  den  ffir  den
Auffragnehmer  geltenden  rechtlk.hen  Bestlmmungen  zur Verhlnderung
vün Geldwäsche  umerllegen.  Der  Auflragnehmer  kann  von  unterlagen,  die
er an den Auflraggeber  zurüt.kgibt,  Abschtiffen  üder  Fo)okopien  anferllgen.
Slnd dlese Llnterlagen  berelts  elnmal  an den Aufiraggeber  übermlffelt
worden  so hat der Auflragnehmer  Anspruch  auf ein angemessenes
Honorar  (Punkt  12.  g!lt slnngemäß).

(4)  Der  Auflraggeber  hat dle  dem  Auflragsnehmer  übergebenen
Unterlagen  nach  Abschluss  der  /Vbeiten  binnen  3 Monaten  abzuholen.  Bei
Nk.htabholung  übergebener  Unteilagen  kann der Aufiragnehmer  nach
zwelmaliger  nachwelsllcher  Aufforderung  an  den  Auffraggeber,
übergebene  Llnterlagen  abzuholen,  diese  auf  dessen  Kosten  zurüt.kstellen
und/oder  eln angemessenes  Honorar  In Rechnung  stellen  (Punkt  12. gllt
sinngemäß).  Die weltere  Aufbewahrung  kann auch auf Kosten  des
Auflraggebers  durch  Dfüte  erfolgen.  [)er  Auflragnehmer  haflet  Im Weiteren
nlcht  für  Folgen  aus  Beschädlgung,  Verlust  oder Vemichtung  der
umeilagen.

(5)  Der Auflragnehmer  ist berechtigt,  fällige  Honorarforderungen  mit
elwalgen  Depotguthaben,  Verrechnungsgeldern,  Treuhandgeldern  oder
anderen  In selner  Gewahrsame  befindlichen  llquiden  Mitteln  auch bei
ausdfflcklk.her  Inverwamungnahme  zu  kompensieren,  sofern  der
Auffraggeber  mlt einem Gegenanspruch  des Auflragnehmers  rechnen
mussle.

(6)  Zur  Sicherung  elner  bestehenden  oder  künfugen  Honorariorderung

ist der  Auffragnehmer  berechtlgl  ein flnanzamtllches  Guthaben  oder  ein
anderes  Abgaben-  üder Beltragsguthaben  des Auffraggebers  auf ein
Anderkonto  zu transFerleren.  Dlesfalls  Ist der  Aufiraggeber  vom erfolgten
Transfer  zu  verständlgen.  Danach  kann  der sichergestellte  Betrag
entweder  im Elnvernehmen  mlt  dem  Auftraggeber  oder  bel
Vollstreckbarkelt  der Honorarforderung  elngezogen  werden.

14.  Anzuwendendes  Recht,  Eiffülungsori,  Gerichtsstand

(1)  Für  den  Aufirag,  selne  Durchführung  und  die  slch  hieraus
ergebenden  Ansprüche  gllt ausschlleßllch  österreichisches  Recht  unter
Ausschluss  des nationalen  Verweisungsrechls.

(2)  Erfüllungsort  Ist der  Oit der  beruflk.hen  Niederlassung  des
Auftragnehmers.  '

(3)  Gerichtsstand  ist  -  mangels  abwelchender  schrlfillcher
Verelnbarung  -  das  sachlich  zuständige  Gericht  des Erfüllungsortes.



II. TEIL (9)  Verfräge  über  wlederkehrende  Leistungen:

15. Ergänzende  Bestimmungen  für  Verbrauchergeschäffe

(1) Für Verfräge  zwischen  Winschafislreuhändem  und Verbrauchern
gelten  dle zwlngenden  Bestimmungen  des Konsumentenschutzgesetzes.

(2) Der Auflragnehmer  hafiet  nur für vürsälzllche  und grob fahrlässlg
versr;huldete  Verletzung  der [ibemommenen  Verpflichtungen.

(3) Anstelle  der im Punkt  7 Abs  2 nomiierten  Begrenzung  ist auch  Im
Falle grober  Famlässigkeit  die Ersatpflicht  des Auffragnehmers  nlcht
begrenzt

(4) Punkt  8 Abs 2 (Frlst  für MängeIbeseitigungsanspruch)  und Punkt  7
Abs 4 (Geltendmachung  der Schadenersatzansprüche  innerhalb  elner
besummten  Frlst)  gllt nk.ht.

(5) Rüc)drittsrecht  gemäß  § 3 KSchG:

Hat  der  Verbraucher  seine  Verttagserklärung  nicht  In den  vom
Auföagnehmer  dauernd  benützten  Kanzleiräumen  abgegeben,  so kann  er
von selnem  Venragsantrag  üder  vom  Vertrag  zutt)cktreten.  Dleser  Rückfött
kann bis zum Zustandekommen  des Vertrages  üder  danach  blnnen  elner
Wüche  erklärt  werden;  die Frist  beginnt  mit  der  Ausfolgung  elner  urkunde,
dle zumlndest  den Namen  und dle Anschiffl  des Auffragnehmers  sowle
eine Belehning  über das Rücktrittsrecht  enthält,  an den Verbraucher,

fnühestens  ledüch  mit dem  Zustandekommen  des Vertrages  zu laufen.  Das
Rücktrlttsrecht  stefö  dem  Verbraucher  nicht  zu,

t  wenn  er  selbst  die  geschäfüiche  Verblndung  mlt  dem
Aufiragnehmer  üder dessen Beauflragten  zwecks  Schlleßung  dleses
Vertrages  angebahnt  hal,

2. wenn  dem  Zustandekommen  des  Vertrages  kelne
Besprechungen  zwlschen  den  Betelllgten  oder  ihren  Beaufüagten
vorangegangen  slnd oder

3. bei Veruägen,  bel denen  dle beiderseitigen  Lelstungen  sofort

zu erbrlngen  slnd,  wenn  sie übllcherwelse  von Aufiragnehmern  außerhalb
imer  Kanzleiräume  geschlossen  werden  und das  vereinbarte  Entgelt  € 15
nicht  übersteigt.

Der Rücktrltt  bedarf  zu seiner  Rechtswlrksamkeit  der Schriföorm.  Es
genügt,  wenn  der  Verbraucher  eln  Scrnlflstück,  das  selne
Veitragserklärung  oder  die  des  Aufüagnehmers  enthält,  dem
Aufiragnehmer  mit elnem  Vermerk  zurückstellt,  der  erkennen  lässt,  dass
der Verbraucher  das Zustandekommen  oder die Aufrechterhaltung  des
Vertrages  ablehnt  Es genügt,  wenn  die Erklärung  Innerhalb  einer  Woche
abgesendet  wlrd.

Trllt  der Vetbraucher  gemäß  § 3 KSchG  vom Verkrag  zurück,  so hat Zug
um Zug

1. der  Aufüagnehmer  alle  empfangenen  Lelstungen  sami
gesetzllchen  Zlnsen  vom  Empfangstag  an zurückzuerstatten  und den vüm
Verbraucher  auf dle Sache  gemachten  nütwendlgen  und nützllchen
Aufwand  zu ersetzen,

2. der  Verbraucher  dem Auflragnehmer  den Weri  der  Leisfüngen  zu
vergüten,  soweit  sie ihm zum klaren  und übeiwlegenden  Vorlell  gereichen.

Gemäß  § 4 Abs  3 KSchG  bleiben  Schadenersatzansprfü:he  unberührt.

(6) Kosfenvoranschläge  gemäß  § 5 KSchG:

Für dle Erstellung  eines  Kostenvoranschlages  im Sinn  des § 1j  70a ABGB
durch den Auflragnehmer  hat der Verbraucher  eln Entgelt  nur dann  zu
zahlen,  wenn  er  vorher  auf  diese  Zahlungspflk.ht  hlngewlesen  worden  ist.

Wlrd dem Vertrag  eln Kostenvoranschlag  des Auffragnehmers  zugrunde
gelegt, so  gilt dessen  Rk.hligkeit  als gewälvlelstet,  wenn nicht das
Gegentell  ausdrücklich  etklärt  Ist.

(7) Mängelbeseiugung:  Punkt  8 wird  ergänzt:

Ist der Auffragnehmer  nach § 932 ABGB  verpflichtet,  seine  Lelstungen  zu
veibessern  oder  Fehlendes  nachzutragen,  so hat er dlese Pfllcht  zu
efüllen,  an dem  Ott, an dem die Sache  übergeben  worden  ist. Ist es für
den Vetbraucher  tunllch,  dle Werke  und Unterlagen  vom Auftragnehmer
gesendet  zu erhalten,  so kann dleser  diese  Übersendung  auf  selne  Gefahr
und Kosten  vornehmen.

(8) Gerichtsstand:AnstelIePunkt14.(3)gllt:

Hat der  Verbraucher  im Inland  seinen  Wohnsitz  üder  selnen  gewöhnllchen

Aufenthalt  üder  Ist er im Inland beschäffigt,  so kann  für elne Klage  gegen
Ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Absl  JN nur die Zuständlgkelt
elnes Gerlchtes  betyündet  werden,  in dessen  Sprengel  der  Wühnsltz,  der
gewöhnlk.he  Aufenthalt  üder  der  Ort der Beschäfiigung  liegt.

(a) Verträge,  durch  dle sich der Auflragnehmer  zu Werkleislungen
und der  Verbraucher  zu wiederhülten  Geldzahlungen  verpfllchien  und dle
für eine unbestimmte  oder  eine ein Jahr  übersteigende  Zelt geschlossen
worden  slnd, kann der  Verbraucher  unter  Einhalfüng  elner  zwelrnonatlgen

Frist zum Ablauf  des ersten  Jahres,  nachher  zum Ablauf  lewells  elnes
halben  Jahres  kündlgen.

(b) lstdleGesamtheitderLelsfüngeneinenachIhrerAnunteiIbare
Lelstung,  deren Umfang  und Preis schon bel der Venragsschlleßung
bestlmmt  slnd, so kann  der  erste Kündigungstermin  bis zum Ablauf  des
zwelten  Jahtes  hlnausgeschoben  werden.  In solchen  Verfrägen  kann dle
Kündigungsfiist  auf  höchstens  sechs  Monate  vetlängert  werden.

((.)  ErTordert  dle Edüllung  eines  bestimmten,  In lit. a) genannten
Vertrages  erhebllche  Aufwendungen  des Aufüagnehmers  und hai  er dies
dem  Vertnaucher  spätestens  bei  der  Vertragsschließung  bekannt
gegeben,  so können  den umständen  angemessene,  von den In llt  a) und
b) genannten  abwelchende  Kündigungstermine  und Kündigungsfristen
Verelnbart  werden.

(d)  Elne  Kündigung  des  Verbrauchers,  die  nicht füstgerecht
ausgesprochen  worden  ist,  wlrd  zum  nächslen  nach  Ablauf  der
Kündigungsfilst  Ilegenden  Kündigungstermin  witksam.


